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Weihnachtszeit, die Zeit von Lichtgir-
landen, Sternen, Schneeflocken, Lich-
tervorhängen bis hin zu beleuchteten
Schneemännern und Rentieren: Für
jeden Geschmack existieren Beleuch-
tungsvarianten im Innen- und Aussen-
bereich. Mit dem Vermeiden von
Lichtemissionen und dem Einsatz
von energieeffizienten Weihnachts-
beleuchtungen (LED-Technik) leisten
Sie einen grossen Beitrag zum nach-
haltigen Umgang mit unserer Natur
und Ressourcen.

Die Weihnachtsbeleuchtung be-
darf keiner Baubewilligung, da dies zu
umständlich wäre, jedes Jahr erneut
eine einzureichen. Trotzdem unter-
steht auch die Weihnachtsbeleuch-
tung den neuen Regeln der Schweizer
Norm für Beleuchtungen im Aussen-
raum (SN 586 491 – auch SIA 491 ge-
nannt), da diese einem grossen öffent-
lichen Interesse entspricht.

Zier- und Schmuckbeleuchtung ist
generell der Nachtruhe unterstellt. Ein
Betrieb zwischen 22 Uhr und 6 Uhr ist
nur als Ausnahme möglich. Diese Aus-
nahme wurde für die Weihnachtsbe-
leuchtung ausschliesslich für das Zeit-
fenster vom 1. Advent bis zum 6. Janu-
ar und bis maximal 1 Uhr gewährt.
Für wen soll die private Beleuchtung
nach 22 Uhr noch leuchten? Geschäfte
nutzen den Spielraum der Ausnahme
bis um 1 Uhr vielfach auch nicht aus.

Zum Stromverbrauch durch Weih-
nachtsbeleuchtung gibt es keine ge-
nauen Messungen. Für die Weih-

nachtsbeleuchtung von Haushalten,
Geschäften und der öffentlichen Hand
in der Schweiz werden nach Schät-
zung der Schweizerischen Agentur für
Energieeffizienz (S.A.F.E) rund 100 Mil-
lionen Kilowattstunden (kWh) Strom
verbraucht. Das sind knapp zwei Pro-
zent des Stromverbrauchs im Dezem-
ber, dies entspricht dem Jahresver-
brauch einer Kleinstadt oder von
20 000 Einfamilienhäusern in der
Schweiz.

Mit dem Verwenden und richtigen
Anordnen von LED-Lichttechnik mit
einer begrenzten Leuchtdauer in der
Nacht lässt sich Strom sparen. So lässt
sich die festliche Zeit im Dezember
voll und ganz geniessen. Besten Dank.

Energiekommission Ottenbach

Weihnachtsbeleuchtung

Die Gemeinderäte und Spitaldelegier-
ten von Bonstetten und Hedingen er-
wägen einen allfälligen Austritt aus
dem Spitalzweckverband und möch-
ten das letzte Wort den Stimmberech-
tigten überlassen. Was genau be-
zweckt man damit?

Gleichzeitig beabsichtigt die Be-
triebskommission (BK), den Spital-
zweckverband aufzulösen. Für die
Langzeitpflege sollen die Gemeinden
neu eine Interkommunale Anstalt
gründen, für das Spital eine gemein-
nützige AG, obwohl darüber bereits
im 2013 abgestimmt wurde. Ebenso
ist zu erfahren, dass mit der Schaffung
der neuen Rechtsformen und einer
Neuausrichtung des Spitals Investiti-
onskosten von bis zu 150 Millionen
Franken zu erwarten sind! Im Tagi
vom 14. November 2017 wurde dar-
über ein ganzseitiger Bericht veröf-
fentlicht, was für die von der BK ange-
strebte Problemlösung und die Zu-
kunft unseres Akutspitals nicht förder-
lich ist. Am 30. November findet dies-

bezüglich eine Delegiertenversamm-
lung statt. Die BK verlangt an dieser
total überladenen Sitzung (14 Geschäf-
te) von den Delegierten unter ande-
rem die Zustimmung zu drei «Dring-
lichkeitserklärungen»! An einer einzi-
gen Sitzung soll nun alles beschlossen
werden, was seit 2013 unterlassen
wurde. Mit einer solchen Zwängerei
steht für mich das Endresultat schon
heute fest. Ausser Spesen nichts gewe-
sen!

Eventuell will man aber mit dem
angedrohten Austritt der beiden Ge-
meinden auf politischer Ebene nur er-
reichen, dass die Ämtler Stimmbe-
rechtigten zu den Abstimmungsunter-
lagen der Spitalbehörden bzw. zu den
neuen Rechtsformen eher Ja sagen?
Aus meiner Sicht wäre es sinnvoller,
in einem ersten Schritt zuerst mit der
Gesundheitsdirektion zu klären, ob
unser Spital auf der neuen Spitalliste
noch aufgeführt ist, bevor man im
Akutbereich Investitionen in Millio-
nenhöhe plant.

Peter Ackermann, ehemaliger
Spitalverwalter, Affoltern a.A.

Zuerst abklären
statt durchzwängen
Austritte aus dem Spitalzweck-
verband.

Mit den bevorstehenden Festtagen be-
ginnt auch wieder die Bazar-Zeit. Zu-
mindest im Zürcher Kantonsrat. Denn
bei der alljährlichen Budget- und
Finanzplanung feilschen Volksvertre-
terinnen und -vertreter bis spät in die
Nacht um die Verteilung der Steuer-
einnahmen. Und weil der kantonale
Geldsäckel nicht durch Steuer-
erhöhungen fetter werden darf,
schielt man eben auf die Gebühren.
Das ist nicht besonders originell. Und
weil sich das offenbar auch der Ge-
meinderat von Affoltern am Albis
dachte, verabschiedete er ein Gebüh-
renreglement, von dem einige Teile
selbst in Absurdistan für Aufsehen sor-
gen würden. Aber lachen kann dar-
über nur, wer keinem Verein angehört
oder den volkswirtschaftlichen Nut-
zen eines breit gefächerten Vereins-
angebots nicht sieht.

Um eventuellen Missverständnissen
gleich den Garaus zu machen: Ich bin
für Gebühren, weil ich ein Anhänger
des Verursacherprinzips bin. Aber bei
der Erhebung von Gebühren für Akti-
vitäten von Vereinen sollte man sich

auch überlegen, welchen Nutzen diese
für eine Gemeinde bringen oder «ver-
ursachen».

Ob die Integrationsarbeit der Junioren-
abteilung des FC Affoltern einen Sozi-
alarbeiter spart, lässt sich nicht bewei-
sen. Aber bei mehr als 400 Jungkicke-
rinnen und Jungkickern aller Nationa-
litäten ist die Wahrscheinlichkeit
gross. Unzählige Freiwillige leisten
mit ihrem Engagement in den Verei-
nen jedenfalls einen Beitrag, der jedes
Gemeindebudget sprengen würde,
wenn man ihn in Rechnung stellte.
Aber das steht ja auch nicht zur Dis-
kussion. Denn die Vereine geben sich
schon damit zufrieden, wenn ihre Ar-
beit nicht durch Rechnungen er-
schwert wird, die mit dem Verursa-
cherprinzip herzlich wenig zu tun ha-
ben. Oder wird die Fussgängerbrücke
über den Jonenbach durch Teilnehmer
am jährlichen Entenrennen des
Kulturkellers La Marotte so stark abge-
nutzt, dass dies eine Gebühr von 60
Franken rechtfertigt? Mit Express-
zuschlag wegen zu spät eingereichtem
Gesuch und Schreibgebühr sogar 230

Franken? Soll das Gemeinschaftszent-
rum Affoltern künftig auf das traditio-
nelle Kerzenziehen verzichten, weil es
die 105 Franken Gebühr für die Bewil-
ligung von vier Ankündigungsplaka-
ten nicht mehr bezahlen kann oder
will?

Wenn der Budget-Bazar im Kantonsrat
wieder losgeht, werde ich mich natür-
lich dafür einsetzen, dass der Schwar-
ze Peter nicht reflexartig den Zürcher
Gemeinden weitergegeben wird. Aber
als Einwohner von Affoltern am Albis
und aktives Vereinsmitglied werde ich
auch aufmerksam verfolgen, ob die
Gebührenpolitik meiner Gemeinde
den volkswirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Leistungen der Vereine
wirklich gerecht wird. Von einer Un-
terstützung mit Beiträgen an die Wei-
terbildung von Vorstandsleuten oder
einem jährlichen Anlass zum Aus-
druck der Dankbarkeit wage ich schon
gar nicht zu träumen. Zitronen muss
man auspressen, um an den Saft zu
kommen. Vereine hingegen muss man
unterstützen, um die Gemeinschaft in
einer Gemeinde zu fördern.

ämtler kantonsräte meinen

Daniel Sommer (EVP, Affoltern)

Vom Unterschied zwischen
Vereinen und Zitronen

Die Eigenmietproblematik beschäftigt
die Leute. Dies verwundert auch nicht.
Wenn die Steuerbehörden befürchten,
dass die Abschaffung des Eigenmiet-
wertes zu 700 Mio. Franken Steueraus-
fällen führen würde, dann bedeutet
dies nichts anderes als dass die Eigen-
heimbesitzer nebst der Vermögens-
steuer heute 700 Mio. Franken Ein-
kommenssteuern für ihre Liegenschaf-
ten bezahlen. Dies war vor 15 Jahren
noch anders. Damals konnten die
Eigenheimbesitzer mit Zins- und
Unterhaltskostenabzügen ihre Steuern
noch um 250 Mio. Franken reduzie-
ren.

Die tiefen Zinsen führen nun aber
vor allem ältere Eigenheimbesitzer,
die ihre Hypotheken weitgehend
amortisiert haben, ins Elend, denn
ihre Steuerbelastung hat in den
letzten Jahren massiv zugenommen,
zumal in einigen Kantonen auch noch
die Eigenmietwerte erhöht wurden.

Eigentumsfeindlicher Staat

Nationalrat Hans Egloff stellte bei sei-
nem Referat in Wettswil nicht nur die
Eigenmietproblematik zur Diskussion,
sondern er beklagte die generell
eigentumsfeindliche Haltung des
Staates, für den die Eigenheimbesitzer
offensichtlich lediglich Steuersubjekte
sind. Dabei ist die Eigentumsgarantie
doch in der Verfassung verankert. Er
zeigte eine ganze Serie von eigentums-
feindlichen Aktionen der Politik auf,
angefangen bei der Bau- und Zonen-
ordnung bis zum Mietrecht, das sehr
einseitig «pro Mieter» ausgestaltet ist,

wie beispielsweise die Anfechtbarkeit
der Anfangsmiete zeigt. Er befürchtet
auch, dass die an sich wünschenswer-
te Nutzung der Erdwärme als Beitrag
zum Klimaschutz bald auch noch eine
kostenpflichtige kantonale Lizenz be-
nötigt.

Aber er zeigte auch auf, dass es in
Bezug auf die Abschaffung des Eigen-
mietwertes wieder Hoffnung gibt.
Volksabstimmungen darüber gingen
zwar in den letzten Jahren hauchdünn
verloren und auch Egloffs persönliche
Vorstösse im Parlament fanden noch
nicht die nötige Unterstützung. Nun
kommen die Vorstösse jedoch von der
politisch Linken, von der SP und der
CVP, womit ein Erfolg wahrscheinli-
cher wird. Diese Parteien wollen sogar
Unterhaltsabzüge für energetische Sa-
nierungen und zeitlich beschränkte
Zinsabzüge für Ersterwerber von
Eigenheimen zulassen, damit der Er-
werb von Wohneigentum auch jungen
Familien möglich wird. Die vom Stän-
derat eingereichte Motion muss in den
Räten innerhalb von zwei Jahren be-
handelt werden, wobei die Zeit bereits
läuft. Somit werden in den nächsten
zwei Jahren die Arbeiten zu einem
neuen Bundesgesetz aufgenommen
und hoffentlich spätestens 2019 in
den Räten verabschiedet werden.

Lust und Frust im Bundeshaus

Nationalrat Mauro Tuena zog an der
gleichen Veranstaltung eine Bilanz
über seine Erfahrungen als Neuling im
Nationalrat. Sein Frust war zweifellos
der Umgang des Parlamentes mit der
Massenzuwanderungsinitiative, die
praktisch in keinem Punkt umgesetzt
wurde. In seiner Kommission, der
Kommission für Bildung und Wissen-
schaft, der auch viele Geschäfte zuge-
wiesen werden, die andere Kommis-
sionen nicht behandeln wollen, wie
z.B. ein Vorstoss der Grünen zur Be-
kämpfung der Bettmilben etc. nerven
ihn, weil solche Geschäfte nichts an-
deres sind als die Hochstilisierung per-
sönlicher Probleme zu einem nationa-
len Anliegen. Höhepunkt der behan-
delten Themen aus Tuenas Sicht war
das 25 Mrd. Franken schwere ETH-
Budget, bzw. der mehrjährige Finanz-
rahmen. Der Frust unter der Bundes-
kuppel wird immerhin durch die Ge-
selligkeit und Hilfsbereitschaft der
Kollegen für Neueinsteiger weitge-
hend kompensiert. Nun plant Tuena
einen wichtigen Vorstoss bezüglich
der ETH, wo die Meinungsfreiheit
durch Bedrohung und Verhinderung
von ungeliebten Referenten immer
wieder behindert werde. SVP Wettswil

Eigenmietwert soll abgeschafft
werden
Zwei Nationalräte zu Gast bei der SVP Wettswil

Hans Egloff, SVP-Nationalrat und
Präsident des Schweizerischen
Hauseigentümerverbandes,
referierte in Wettswil zum
Thema «Eigenmietwert, wie
weiter?». Das Interesse war so
gross, dass Zusatzstühle aufge-
stellt werden mussten. Mauro
Tuena berichtete zudem über die
Erfahrungen aus seinen ersten
zwei Jahren als Nationalrat.

Von links: Nationalrat Mauro Tuena, alt Nationalrat Hans Kaufmann
und Nationalrat Hans Egloff. (Bild zvg.)

Erst aus den Ferien zurück, verspürte
ich in der Brustgegend grosse Schmer-
zen. Mein Gewicht hatte um mehr als
15 kg zugenommen. Mein Hausarzt
wies mich umgehend ins Spital
Affoltern ein, wo ich noch gleichen-
tags eintrat. Eine umfassende Abklä-
rung ergab ein Herzproblem. Vorerst
musste indes das Gewicht reduziert
werden. Dazu musste ich im Spital
verbleiben.

Die Therapie zeigte Wirkung: In-
nerhalb von zehn Tagen verlor ich –
nicht zuletzt dank einer Bauchpunk-
tierung – einen Grossteil meines Über-
gewichtes. Herzmittel brachten mir
zusätzlich Erleichterung. Die Pflege
und die nach drei Tagen einsetzende

Physiotherapie waren kompetent und
freundlich; das Essen ausgezeichnet.
Ich verliess das Spital gesund und
glücklich.

Gleichzeitig frage ich mich, wel-
che Sonderinteressen die einzelnen
Bürgerinnen und Bürger vertreten, die
das Spital in jeder Hinsicht schlecht
machen. Medizinisch und von der Be-
treuung her war ich sehr zufrieden.
Äusserst praktisch war der nahe
Standort; konnten mich doch meine
liebe Gattin und weitere Besucher
ohne Umwege besuchen. Kurz: Besten
Dank! Macht weiter so!

John Fleuti, alt Gemeindepräsident
(Stallikon), Aeugst a.A.

Kompetent und
freundlich behandelt
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